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1   Vorbemerkung 
 
Im Rahmen meines Vortrags möchte ich Ihnen einen Überblick über die deut-
sche Fachdiskussion zur Zukunft der „Sozialen Stadt“ geben. Ähnlich wie in der 
schweizerischen Diskussion wird unter Sozialer Stadt die „Erhaltung und Weiter-
entwicklung der Lebens- und Standortqualität für alle Bürger des städtischen 
Gemeinwesens“ verstanden.  
 
In einem ersten Schritt werde ich dazu auf die neuen Herausforderungen einge-
hen, mit denen sich die Städte in Deutschland gegenwärtig als Folge des anhal-
tenden wirtschaftlichen und sozialen Wandels konfrontiert sehen. In einem zwei-
ten Schritt werde ich kurz das deutsche Modell kommunaler Sozialstaatlichkeit 
(Wollmann) erläutern, das für das kommunale Handeln maßgeblich ist, Die Be-
wältigung der wachsenden Aufgaben stellt neue Anforderungen an die kommu-
nale Handlungsfähigkeit. In den letzten Jahren sind neue Steuerungs- und Hand-
lungsansätze entwickelt worden, die dazu beitragen sollen, diese Handlungsfä-
higkeit zu erhalten oder wiederherzustellen. In einem weiteren Schritt werde ich 
auf diese unter dem Begriff des Local Governance diskutierten Ansätze einge-
hen. Angesichts der neuen Problemkonturen sind vor allem die Stadtentwick-
lungspolitik und die Sozialpolitik im weiteren Sinne gefordert, geeignete Lösun-
gen zu entwickeln. Zudem haben in den letzten Jahren intensive fachliche Aus-
einandersetzungen um städtische Leitbilder und Politikstrategien wie auch um 
geeignete Handlungsfelder und Handlungsansätze eingesetzt.  
 
Die Frage stellt sich, inwieweit unter diesen Herausforderungen und Bedingun-
gen eine sozial ausgewogene Stadtentwicklung sichergestellt und der soziale 
Zusammenhalt in den Kommunen aufrechterhalten werden kann. Damit wird 
zugleich die Frage aufgeworfen, ob und inwieweit die Kommunen auch in Zu-
kunft ihre gesellschaftliche Integrationsfunktion einlösen können. 
 
 
2   Soziale Spaltung und Armut in den Kommunen  
 
Die Städte und Stadtregionen in Deutschland sind insbesondere seit den 90er 
Jahren durch wachsende Ungleichheit und zunehmende Heterogenität gekenn-
zeichnet. Zwar unterliegen alle Kommunen den gleichen globalen und nationalen 
Entwicklungstrends, diese schlagen sich jedoch in jeweils unterschiedlicher Wei-



se in den einzelnen Regionen und Gemeinden nieder. Der sozialökonomische 
Wandel geht insofern einher mit einer Veränderung des soziaräumlichen Gefü-
ges und des Städtesystems der bundesdeutschen Gesellschaft. 
 
Zum gesellschaftlichen Strukturwandel im nationalen Kontext tragen eine Viel-
zahl von  wirtschaftlichen, sozialen und demografischen Einzelentwicklungen bei. 
Besonders hervorzuheben sind die folgenden Trends: 
 

(1) Während die wirtschaftliche Lage mancher Regionen seit Jahren durch 
hohe Wachstumsraten gekennzeichnet ist, weisen andere Regionen einen 
Rückgang der Wirtschaftstätigkeit auf. Dabei ist nicht nur zwischen neuen 
und alten Bundesländern, sondern auch innerhalb der einzelnen Bundeslän-
der ein starkes wirtschaftliches Gefälle festzustellen. 
(2) Eine zunehmend instabile und sich ausdifferenzierende Wirtschaftsent-
wicklung geht einher mit einem Strukturwandel des Beschäftigungssystems. 
Charakteristisch hierfür sind eine nach wie vor anhaltende und sich weiter 
verfestigende Massenarbeitslosigkeit  sowie eine zunehmende Prekarisierung 
der Erwerbsarbeit. Parallel dazu haben sich die Löhne -gerade für unqualifi-
zierte Tätigkeiten - immer stärker nach unten ausdifferenziert.    
(3) Auch bei den Haushaltsstrukturen und Lebensformen ist ein kontinuierli-
cher Wandel zu beobachten. Während sich das klassische Familienmodell 
zunehmend ausdifferenziert, sinkt die durchschnittliche Zahl der Personen, 
die in Haushalten zusammen leben. Durch den Trend zu einer zunehmenden 
Individualisierung und Pluralisierung der Lebensformen haben die traditionel-
len Sozialmilieus an Bedeutung verloren. 
(4) Überlagert werden diese Trends durch einen demografischen Wandel, der 
sich vor allem in einem Rückgang und in einer Umschichtung der Altersstruk-
tur der Bevölkerung  niederschlägt. Allerdings sind die verschiedenen Regio-
nen von den demografischen Trends sehr unterschiedlich getroffen, da sie 
durch eine Zuwanderung von außen sowie durch innerdeutsche Wande-
rungsprozesse überlagert werden. 
(5) Die Zuwanderung der letzten Jahrzehnte hat schließlich zu einer – wenn-
gleich regional sehr unterschiedlich ausgeprägten - ethnischen Pluralisierung 
der Bevölkerung in den Städten beigetragen, wobei der Prozess der wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Integration der zugewanderten Bevölke-
rung bis heute nicht abgeschlossen ist. 

 
Schließlich ist die Bundesrepublik gegenwärtig durch eine bisher nicht gekannte 
Zunahme sozialer Ungleichheit gekennzeichnet. Studien des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung auf Basis des Sozio-ökonomischen Panels haben ge-
zeigt, dass seit Mitte der 90er Jahre die mittleren Einkommensschichten immer 
schwächer besetzt sind. Zugleich haben die Besetzungszahlen der untersten und 
obersten Einkommensklassen stark zugenommen. Insofern muss mit Blick auf 
die Entwicklung der personellen Einkommensverteilung präziser von einer „Pola-
risierung der Lebensverhältnisse“ in Deutschland gesprochen werden. Diese Ent-
wicklung ist umso bemerkenswerter, als die Bundesrepublik nach dem Zweiten 



Weltkrieg über Jahrzehnte hinweg durch relativ stabile Verteilungsstrukturen ge-
kennzeichnet war. Ein ähnliches Bild der aktualen Entwicklung ergibt sich, wenn 
man die untere und obere Randverteilung isoliert betrachtet: Seit Mitte der 90er 
Jahre hat sich die nach den EU-Konventionen ermittelte relative Armutsquote 
nahezu kontinuierlich nach oben entwickelt. Aber auch die Reichtumsquote ist 
durch eine eindeutig ansteigende Entwicklung gekennzeichnet.  
 
Insgesamt zeigt die heutige Bundesrepublik das Bild einer zunehmend gespalte-
nen Gesellschaft, in der die Mittelschicht immer mehr erodiert und die Gesell-
schaft zerfällt in eine immer reichere Schicht einerseits, die dabei ist, sich vom 
gesellschaftlichen Solidarverbund zu verabschieden, und eine wachsende 
Schicht von Armen, die von Teilhabe- und Verwirklichungschancen ausgeschlos-
sen sind. Betroffen von Armut sind insbesondere Haushalte mit Kindern (Allein-
erziehende und kinderreiche Familien), Personen mit fehlendem oder niedrigem 
Bildungs- und Berufsabschluss, Langzeitarbeitslose und Personen mit Migrati-
onshintergrund. Aber auch die Zahl der „Working Poor“ zeigt eine deutlich stei-
gende Tendenz und der Anstieg der Armut im Alter hat gerade erst eingesetzt. 
Mit dem Anstieg der Armut wächst die Gefahr, dass sich die Armut bei den be-
troffenen Gruppen weiter verfestigt und mit einer Kumulation von Unterversor-
gungslagen und wachsenden Gefahren sozialer Ausgrenzung einhergeht.   

 
Die Zunahme der Armut ist zum einen zurückzuführen auf den beschleunigten 
wirtschaftlichen und sozialen Strukturwandel. Sie ist aber ebenso das Ergebnis 
eines Rückbaus der primären sozialen Sicherungsnetze im letzten Jahrzehnt und 
des damit einhergehenden Bedeutungsgewinns der letzten Netze sozialer Siche-
rung, da diese sozialen Mindestsicherungssysteme keinen ausreichenden 
Schutz gegen Armut bieten. Insgesamt hat sich der sozialstaatliche Schutz ge-
gen Armut im letzten Jahrzehnt kontinuierlich verringert. Der darin zum Ausdruck 
kommende Umbau des deutschen Sozialmodells trägt dazu bei, die Spaltungs- 
und Armutsrisiken weiter zu verschärfen.  
 
Die Zunahme von Armut und Reichtum als Ausdruck der neuen sozialen Spal-
tungsprozesse zeigen sich auch auf regionaler und lokaler Ebene. Dabei erge-
ben sich allerdings - je nachdem, wie die verschiedenen wirtschaftlichen, sozia-
len und demografischen Entwicklungstrends regional und lokal zusammenwirken 
- höchst unterschiedliche Problemkonstellationen. Die Brisanz dieser Entwick-
lung liegt nicht zuletzt darin, dass sich als Folge der ökonomischen, sozialen, 
demografischen und ethnischen Trends eine zunehmende soziale Polarisierung 
sowie eine Erosion traditioneller sozialer Milieus abzeichnen. Die Städte sehen 
sich dadurch insgesamt als soziale Gemeinwesen infrage gestellt, da die Identifi-
kation der Bevölkerung mit diesem Gemeinwesen verloren zu gehen droht. Vor 
allem bei den Teilgruppen der Bevölkerung, die in verfestigter Armut leben, und 
in den Quartieren, die vom städtischen Wohlstande abgekoppelt werden, 
schwindet das Interesse an Politik und das Vertrauen in das politische System 
und seine Repräsentanten. Entsprechend gering ist die Bereitschaft, sich sozial 
zu engagieren und politisch zu beteiligen. Wird dieser Entwicklung nicht gegen-



gesteuert, ist es daher nur eine Frage der Zeit, bis sich die soziale Polarisierung 
auch in deutschen Städten in einer Zunahme sozialer und politischer Konflikte 
niederschlägt.  
   
 
3   Die Kommunen als „lokaler Sozialstaat“  
 
Im Artikel 28 GG wie in den Landesverfassungen wird den Kommunen in Deuts-
chland ausdrücklich das Recht zugesprochen, alle Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft in eigener Verantwortung zu regeln. Diese Verfassungsgarantie 
sichert den Kommunen das Recht zu, über einen Kern von Selbstverwaltungs-
aufgaben eigenständige politische Entscheidungen treffen zu können. Allerdings 
ist dieser garantierte Kernbereich der Selbstverwaltung nicht näher definiert und 
im Laufe der Jahrzehnte durch Bundes- und Landesgesetze immer weiter einge-
schränkt worden.  
 
Im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung werden die Kommunen aufgrund 
eigener politischer Entscheidungen auf freiwilliger Basis tätig. Darüber hinaus 
sind sie durch staatliche Rahmengesetze verpflichtet, als örtliche Träger weitere 
Aufgaben als pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben wahrzunehmen. Schließlich 
können ihnen von Bund und Ländern zusätzliche Aufgaben zur Erledigung über-
tragen werden. Während bei den zuletzt genannten Fremdverwaltungsaufgaben 
den Kommunen die entstandenen Kosten erstattet werden müssen, sollen im Be-
reich der pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben – gemäß dem sog. Konnexi-
tätsprinzip – bei der Aufgabenübertragung von Bund und Ländern auf die Kom-
munen diesen auch entsprechende Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt wer-
den. Dennoch hat sich in den beiden letzten Jahrzehnten immer deutlicher her-
auskristallisiert, dass vor allem eine unzureichende finanzielle Ausstattung die 
Hauptbarriere für eine angemessene Wahrnehmung von kommunalen Selbst-
verwaltungsaufgaben darstellt. 
 
Grundsätzlich gelten die sozialstaatlichen Zielbestimmungen des Grundgesetzes 
nicht nur für den Bund und die Länder, sondern auch für die Kommunen. Dies gilt 
für das Sozialstaatspostulat der Art. 20 und 28 Grundgesetz ebenso wie für die 
Verfassungsgebote der Gleichwertigkeit und der Einheitlichkeit der Lebensver-
hältnisse gemäß Artikel 72 und 106 Grundgesetz. Insofern beinhaltet die ge-
nannte Selbstverwaltungsgarantie für die Kommunen die sozialstaatliche Ver-
pflichtung, als „lokaler Sozialstaat“ eine sozial ausgewogene Ausgestaltung der 
örtlichen Lebensbedingungen sicherzustellen.  
 
Zum sozialstaatlichen Auftrag gehört heute zum einen die Bereitstellung von so-
zialen Leistungen und Hilfen, die den Kommunen durch Bundes- und Landesge-
setze vorgegeben sind. So sind die Kommunen gemäß SGB XII und VIII als örtli-
che Träger der Jugend- und Sozialhilfe verpflichtet, soziale Leistungen und Hilfen 
für die Gemeindebevölkerung als pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben zu 
erbringen. Insgesamt ist die Bereitstellung sozialstaatlicher Hilfen durch die Leis-



tungsgesetze des Bundes und der Länder stark normiert. Der Bereich der freiwil-
ligen Leistungen ist dagegen immer mehr geschrumpft. Der wesentliche Gestal-
tungsauftrag der Kommunen liegt daher vor allem darin, im Bereich der pflichti-
gen und der freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben Ziele und Versorgungsstan-
dards für Bevölkerungsgruppen und soziale Räume zu definieren und die Bereit-
stellung des Gemenges sozialer Leistungen und Hilfen entsprechend den örtli-
chen Problem- und Bedarfslagen zu planen und abzustimmen.  
 
Zum sozialstaatlichen Auftrag gehört aber auch eine flächendeckende Versor-
gung mit sozialen Einrichtungen und Diensten im Rahmen der „öffentlichen Da-
seinsvorsorge“. Gemäß den Gemeindeordnungen der Länder ist es u. a. Aufga-
be der Gemeinden, in den Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit für ihre Bürger die 
erforderlichen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Einrichtungen bereitzu-
stellen. Die Leistungen der Daseinsvorsorge werden in Deutschland traditionell 
von der kommunalen Leistungsverwaltung, teilweise wird diese Aufgaben aber 
auch – gerade im Sozialbereich – von Dritten wahrgenommen. Gemäß dem Sub-
sidiaritätsprinzip kommt den Verbänden und Trägern der freien Wohlfahrtspflege 
hier traditionell eine Vorrangstellung zu, wobei in vielen Bereichen auch zuneh-
mend gewerbliche Anbieter und Träger tätig sind.  
 
Insgesamt geht der Handlungsauftrag der Kommunen als „lokaler Sozialstaat“, 
sozial ausgewogene Lebensbedingungen in den lokalen Gemeinwesen sicher-
zustellen, weit über die Sozialpolitik im engeren Sinne hinaus und umfasst die 
gesamte Palette kommunaler Aufgabenfelder wie etwa die Wirtschafts-, die Ar-
beitsmarkt-, die Bildungs-, die Gesundheits- und die Wohnungspolitik. Auch 
wenn das Handeln der Kommune durch die vorrangigen bundes- und Landesge-
setze in vielen Bereichen normiert ist, beinhaltet der sozialstaatliche Gestal-
tungsauftrag für die Kommunen eine rechtliche wie politische Verantwortung, die 
alle Bereiche lokaler Politik und Verwaltung umfasst. In diesem Sinne stehen die 
Kommunen als „lokaler Sozialstaat“ gegenwärtig vor der Aufgabe, den skizzier-
ten Spaltungs-, Verarmungs- und Ausgrenzungsprozessen präventiv und/oder 
kurativ entgegen zu wirken.  
 
 
4   Neue Steuerungsformen in der lokalen Politik 
 
Mit dem Begriff des Local Governance wird in der Politikwissenschaft eine Ent-
wicklung umschrieben, wonach sich auf lokaler Ebene in den letzten Jahren 
neue Steuerungsformen herausgebildet haben, die in Abkehr von der etatistisch-
hierarchischen Gesellschaftssteuerung an einem neuen, kooperativen Verhältnis 
zwischen den lokalen Akteuren ausgerichtet sind.  
 
Angesichts der veränderten Herausforderungen und Rahmenbedingungen haben 
sich die Anforderungen an die Leistungsfähigkeit der Kommunen als lokaler So-
zialstaat erhöht. Die sich öffnende Schere zwischen wachsenden Aufgaben und 
zunehmendem Ausgabebedarf einerseits und stagnierenden Haushaltsmitteln 



andererseits hat sich seit den 90er Jahren zum einen in wiederholten Haushalts-
konsolidierungsrunden niedergeschlagen. Parallel dazu wurde ein Prozess der 
Verwaltungsreform bzw. -modernisierung eingeleitet, bei dem im Rahmen der 
„Neuen Steuerung“ bzw. des „New Public Managements“ die Einführung von be-
triebswirtschaftlichen Steuerungsprinzipien im Vordergrund stand. Nach knapp 
zwei Jahrzehnten Erfahrungen mit diesem Reformansatz ist die anfängliche Eu-
phorie jedoch einer gewissen Ernüchterung gewichen, hat sich doch gezeigt, 
dass die Neue Steuerung in der Praxis die hohen Erwartungen nicht erfüllen 
konnte.  
 
Parallel dazu ist in den Kommunen ein zweiter Reformdiskurs festzustellen: Hin-
tergrund ist die Erkenntnis, dass angesichts der zunehmend komplexen Aufga-
benstellungen traditionelle Fachpolitiken überfordert sind. Angesichts knapper 
Haushaltsressourcen hat sich zugleich der Druck auf die lokale Politik und Ver-
waltung erhöht, die vorhandenen Mittel nicht nur möglichst effizient, sondern 
auch möglichst effektiv einzusetzen. Auch das hohe Interesse der lokalen Öffent-
lichkeit an einer zielgenauen Mittelverwendung hat eine Suche nach neuen 
Steuerungsformen befördert, mit denen die Handlungsfähigkeit der Kommunen 
auch unter den aktuellen Bedingungen erhalten bzw. gesteigert werden kann. 
Gefordert wird insbesondere die Entwicklung von flexibleren Steuerungskonzep-
ten im Sinne eines Local Governance. 
 
Im Zusammenhang mit der Vernetzung und kooperativen Steuerung der lokalen 
Akteure in der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben wie in der Bereitstellung von 
öffentlichen Einrichtungen und Diensten stellt sich die Frage, inwieweit die Logik 
der Neuen Steuerung mit einem solchen kooperativen Steuerungsmodell inner-
halb der Verwaltung wie zwischen den lokalen Akteursgruppen zu vereinbaren 
ist. Vieles spricht dafür, dass durch die betriebswirtschaftliche Logik des Neuen 
Steuerungsmodells die segmentierte Problembearbeitung eher noch verfestigt 
wird. Dadurch steigt die Gefahr, dass es zu externen Effekten im Sinne von Ab-
stimmungsproblemen und Folgelasten für andere Akteure kommt, die zu einer 
Beeinträchtigung der Gesamtwirkungen führen können. Umso wichtiger ist eine 
stärkere Abstimmung der Interessen und Politiken der verschiedenen lokalen Ak-
teursgruppen.    
 
Der Local Governance-Ansatz fordert nicht nur eine stärkere interne Verzahnung 
und Koordination der Maßnahmen und Leistungen der verschiedenen Dezernate 
und Verwaltungsressorts im Hinblick auf übergreifende Leitziele und Programme. 
Er fordert ebenso eine Koordinierung der Ziele und Handlungsprogramme der re-
levanten lokalen Akteure, um ein abgestimmtes Handeln der verschiedenen 
Gruppen zu erreichen und eine Verbesserung der Handlungswirkungen zu erzie-
len. In diesem Zusammenhang  wird auch eine verstärkte Beteiligung der Bürger 
an den Planungs- und Abstimmungsprozessen lokaler Politik und Verwaltung ge-
fordert.  
 



In den letzten Jahren haben viele Kommunen diesen Ansatz aufgegriffen. Er 
kommt nicht zuletzt im Bereich der Stadtentwicklungspolitik wie im Bereich der 
Planung und Abstimmung der sozialen Infrastruktur zur Anwendung, da hier eine 
Kultur der Vernetzung bereits eine lange Tradition besitzt. Erste Erfahrungen ha-
ben auch Risiken dieses Ansatzes erkennen lassen. So muss eine lokale Ver-
netzung keineswegs bedeuten, dass sich die Transparenz von Politik- und Ver-
waltungsabläufen erhöht. Zudem besteht die Gefahr, dass es zu einer Diffusion 
politischer Verantwortung kommt, wenn nicht mehr die demokratisch legitimierte 
Bürgervertretung oder die eingesetzte Verwaltungsspitze, sondern undurchsich-
tige Abstimmungsgremien maßgeblich auf Entscheidungen Einfluss nehmen. Lo-
cal Governance kann zu einer Fragmentierung von Akteuren führen, es kann zu 
einer Verwischung von Zuständigkeiten und Wirkungszuschreibungen kommen, 
die Grenze zwischen öffentlich und privat wird undeutlich. Ingesamt scheint die-
ser Ansatz zwar die Möglichkeit zu bieten, effektivere Problemlösungen zu fin-
den, die lokale Politik wird aber mit der Legitimierbarkeit und der Kontrollierbar-
keit der angestoßenen Prozesse konfrontiert. Eine wichtige Frage bleibt darüber 
hinaus, inwieweit die neuen kooperativen Steuerungsformen auch solchen Grup-
pen Beteiligungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten einräumen, die bisher zu den 
Verlierern der Spaltungsprozesse auf örtlicher Ebene gehören. 
 
 
5   Leitbilddiskussion zur „Sozialen Stadt“ 
 
Je mehr die Kommunen durch soziale Spaltung geprägt sind, wachsende Bevöl-
kerungsgruppen von Armut und Ausgrenzung bedroht sind und diese Gruppen 
sich zunehmend in städtischen Problemquartieren konzentrieren, umso mehr 
stellt sich die Frage, wie eine angemessene Berücksichtigung der Interessen 
dieser Gruppen und Quartiere am politischen Leben erreicht werden kann. Die 
Rolle der Institutionen politischer Willensbildung und Entscheidungsfindung vari-
iert in den Kommunen je nach den Vorgaben der länderspezifischen Gemeinde-
ordnungen. In allen Kommunen sind jedoch die Gemeindevertretungen und die 
jeweilige Verwaltungsspitze eingebunden in Prozesse der Interessenartikulation 
und – durchsetzung, an denen die verschiedenen Bevölkerungsgruppen wie die 
weiteren lokalen Akteursgruppen beteiligt sind. Tatsächlich sind in allen Kommu-
nen unterschiedliche Akteurs- und Interessenkonstellationen anzutreffen, die je-
weils in unterschiedlicher Weise den politischen Prozess beeinflussen. Häuser-
mann u.a. haben vereinfachend zwei „Urbane Regimes“ unterschieden, die in 
den meisten Kommunen anzutreffen sind:  
 
- Das „Wachstumsregime“, das von Wirtschaftsverbänden, Kammern, Einzel-

unternehmen, wirtschaftsnahen Parteien u. a. getragen wird, setzt vor allem 
darauf, die Position der Stadt in der nationalen und internationalen Städte-
konkurrenz zu festigen und zu erhöhen. Dazu gehört etwa die Förderung der 
weltmarktorientierten Wirtschaftssektoren in der Stadt, aber auch die Aufwer-
tung von innerstädtischen Wohngebieten, um den Zuzug hoch qualifizierter 
Arbeitskräfte zu erleichtern. Die Kehrseite dieser Politik ist eine wachsende 



Kluft zwischen den wettbewerbsfähigen Teilen der Stadt und den Bevölke-
rungsgruppen, die auf den Arbeitsmärkten ausgesteuert und ins städtische 
Abseits gedrängt werden.  

- Dieser Spaltung arbeitet das “Integrationsregime“ entgegen, das explizit eine 
Politik gegen soziale und räumliche Exklusion betreibt. Diesem Regime, das 
aus den Wohlfahrtsverbänden, Kirchen, Gewerkschaften, Bürgerinitiativen, 
Teilen der Verwaltung und der politischen Parteien, und Teilen der Medien  
gebildet wird, liegt ein Verständnis von Stadtpolitik als sozialintegrativer Poli-
tik zugrunde.  

 
Im sich verschärfenden Verteilungskampf um die knapper werdenden Mittel aus 
den kommunalen Budgets droht das Wachstumsregime in vielen Städten die 
Oberhand zu gewinnen. Dagegen hat das Integrationsregime umso eher Durch-
setzungschancen, je günstiger die ökonomisch-fiskalische Situation der Kommu-
ne ist. Häufig sind in den Kommunen aber auch Doppelregimes bzw. duale Re-
gime anzutreffen: Einer Wachstumskoalition, die über erhebliche politische 
Macht verfügt, steht ein Integrationsregime gegenüber, das vielfältig institutionell 
verankert die Interessen der sozial bedürftigen Bevölkerung und die Interessen 
der stigmatisierten bzw. marginalisierten Stadtteile wahrnimmt. In diesem dualen 
Regime zeigt sich eine Arbeitsteilung, die die unvermeidlichen zwei Seiten der 
städtischen Problemlage abbildet. 
 
Vor dem Hintergrund des genannten wirtschafts- und sozialstrukturellen Wandels 
einerseits und dem zunehmenden Verlust kommunaler Handlungs- und Ent-
scheidungsgrundlagen andererseits hat in vielen Kommunen seit den 90er Jah-
ren eine neue Leitbilddiskussion eingesetzt. Angesichts der neuen Herausforde-
rungen der Stadtgesellschaft durch den sich verschärfenden ökonomischen 
Standortwettbewerb und die wachsenden sozialen Probleme wurde eine Neude-
finition des Selbst- und Aufgabenverständnisses in Gang gesetzt. Gegenüber 
Bund und Ländern wird dabei die Rolle der Kommunen für Staat und Gesell-
schaft hervorgehoben und eine Verbesserung der Rahmenbedingungen für das 
kommunale Handeln eingefordert. Zugleich soll innerhalb der Stadtgesellschaf-
ten eine Auseinandersetzung zur Klärung der künftigen politischen Prioritäten für 
Politik und Verwaltung angestoßen werden.  
 
In vielen Kommunen ist die Leitbilddiskussion durch eine Dominanz wirtschaftli-
cher Leitbilder und Leitziele im Sinne einer wirtschaftsorientierten Standortpolitik 
bestimmt worden. Beispielhaft sei hier auf das Konzept der „Wachsenden Stadt“ 
in Hamburg oder das Konzept „Frankfurt für alle“ verwiesen, in denen die soziale 
Dimension der Stadtentwicklung weitgehend ausgeblendet blieb. Dagegen ha-
ben andere Kommunen soziale Leitbilder als Teil umfassender Nachhaltigkeits-
konzepte entwickelt (vgl. z. B. die Leitbilder der Stadt Köln oder der Stadt Mün-
chen). Leitbilder wie die der „Sozialen“, „Sozialintegrativen“ oder „Solidarischen 
Stadt“ können allerdings auf Dauer nur erfolgreich sein, wenn es gelingt, einen 
breiten politischen Konsens für eine Politik des sozialen Ausgleichs unter Beteili-
gung möglichst aller relevanten lokalen Akteursgruppen herzustellen. Dies setzt 



voraus, dass die verschiedenen städtischen Interessengruppen und –koalitionen 
mit ihrem strategischen Handeln für das Ziel einer nachhaltigen sozialintegrati-
ven Politik gewonnen werden können. Die Herstellung eines solchen breiten 
Konsenses erfordert einen kontinuierlichen öffentlichen Diskurs, in dem die 
Chancen wie die Risiken, der Nutzen wie die Kosten einer derartigen Politik zur 
Diskussion gestellt und abgewogen werden.  
 
Angesichts veränderter Herausforderungen und Rahmenbedingungen haben vie-
le Kommunen nicht nur neue Leitbilder entwickelt, sie haben vielmehr auch be-
gonnen, konkrete Programme und Konzepte gegen soziale Spaltung und Armut 
umzusetzen. Dabei spielen Ansätze einer integrierten Stadtentwicklung ebenso 
wie Konzepte einer Armutsprävention im Rahmen der kommunalen Sozialpolitik 
eine zentrale Rolle.  
 
 
6  Integrierte Stadtentwicklungspolitik  
 
Angesichts der zunehmenden Gefahr einer sozialen Polarisierung auf nationaler 
wie auf lokaler Ebene hat eine wachsende Zahl von Kommunen - z. T. in Verbin-
dung mit der Förderung durch Bundes- und Landesprogramme - begonnen, in-
tegrierte Stadtentwicklungskonzepte zu entwickeln und umzusetzen. Im Rahmen 
einer solchen Stadtentwicklungspolitik sollen sowohl leistungsstarke städtische 
Teilräume gestützt als auch Tendenzen zu einer sozialräumlichen Ausgrenzung 
verhindert werden, indem die Ressourcen und Potentiale benachteiligter Grup-
pen und Quartiere gefördert werden. Integrierte Stadtentwicklungskonzepte 
beinhalten u. a. die folgenden Bausteine: 
- Eine Stärken-Schwächen-Analyse der Stadt wie der einzelnen Stadtteile, 
- Die Formulierung realistischer Ziele für die Stadt wie für einzelne Teilgebiete, 
- Koordinierter Mitteleinsatz durch Abstimmung und Bündelung öffentlicher und  
 privater Finanzmittel, 
- Abstimmung (teil-)räumlicher und ressortspezifischer Pläne, 
- Beteiligung der lokalen Akteursgruppen,  
- Interkommunale Abstimmung der Entwicklungsziele. 
 
Eine vor kurzem vorgelegte empirische Bestandsaufnahme hat gezeigt, dass es 
sich bei der integrierten Stadtentwicklung bisher um einen sehr vielfältigen, flexi-
bel eingesetzten Handlungsansatz handelt. Insofern existiert in den Kommunen 
eine große Vielfalt von Konzepten und Planungen. Wie der Deutsche Städtetag 
hervorgehoben hat, setzt eine erfolgreiche integrierte Stadtentwicklungspolitik 
unter anderem vor, dass ein klares Leitbild und politisch verbindliche Leitlinien 
und Konzepte der Stadtentwicklung, ein Konsens in Stadtrat und Bevölkerung, 
transparente Verfahren, Dialogbereitschaft, die Bereitschaft zum kontrollierten 
Experiment sowie regelmäßige Erfolgskontrollen vorhanden sind. Dennoch be-
steht auch hier die Gefahr, dass Planungsziele und Planungsrealität auseinan-
derklaffen. Dies gilt vor allem dann, wenn die Handlungsoptionen der Kommunen 
durch Haushaltszwänge immer mehr eingeengt werden.  



 
Parallel dazu hat die sich abzeichnende Gefährdung des Ziels gleichwertiger Le-
bensverhältnisse in den letzten Jahren zur Entwicklung einer „Nationalen Stadt-
entwicklungspolitik“ geführt. Zentrales Anliegen ist es, die Kommunen mit natio-
nalen Programmen dabei zu unterstützen, die neuen Herausforderungen zu be-
wältigen. Vor allem mit dem Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit besonderem 
Entwicklungsbedarf – die soziale Stadt“ wird dieses Ziel verfolgt, mit dem seit 
1999 bundesweit rund 570 Quartiere in ca. 350 Gemeinden gefördert wurden. 
Das Programm will zum einen der Abwärtsdynamik von Stadtquartieren entge-
genwirken, die in das wirtschaftliche und soziale Abseits zu fallen drohen. 
Daneben verfolgt es aber auch das Ziel, die bisherigen politisch-administrativen 
Muster der Problembearbeitung zu verändern. Hauptziel des Programms ist eine 
integrierte Herangehensweise und eine sektorübergreifende Kooperation der lo-
kalen Akteure in der  Stadt- und Stadtteilentwicklungspolitik im Sinne des Local 
Governance-Ansatzes, um die wirtschaftlichen und sozialen Spaltungsprozesse 
abzuschwächen oder gar umzukehren.  
 
Das Programm ist daher vor allem durch die folgenden Elemente charakterisiert:    
- Ein ganzheitlicher, integrierter Handlungsansatz für die Problembearbeitung 

auf gesamtstädtischer wie auf Quartiersebene  
- Eine ressortübergreifende Steuerung zu einem abgestimmten Verhalten der 

verschiedenen Verwaltungsressorts 
- Eine Vernetzung und kooperative Steuerung der vielfältigen lokalen Akteurs-

gruppen 
- Eine Dezentrale Steuerung im städtischen Mehrebenensystem durch ein 

Quartiersmanagement und lokale Beteiligungs- und Abstimmungsforen 
- Die Entwicklung und Umsetzung integrierter Handlungskonzepte für die ver-

schiedenen thematischen Bausteine des Stadtteilentwicklungsprozesses  
- Die Bündelung der Ressourcen der verschiedenen lokalen Akteure. 
 
Einen zentralen Programmbaustein bildet die Stärkung des Elements der Partizi-
pation, um Bewohner, Gewerbetreibende und sonstige Akteure insbesondere auf 
der Quartiersebene in den Stadtteilentwicklungsprozess einzubeziehen.  
 
Die Wirkung des Programms auf die Entwicklung der geförderten Quartiere ist 
sicherlich schwierig zu erfassen, da eine Vielzahl von (Kontext-)Faktoren auf den 
Programmerfolg einwirkt. Zudem fehlt es nach wie vor an einer gesicherten Da-
tenbasis für die Wirkungsmessung und Programmbewertung. Dennoch kam die 
bundesweite Zwischenevaluation (wie auch die Evaluationen in den einzelnen 
Bundesländern) zu dem Ergebnis, dass das Programm „Soziale Stadt“ in vieler 
Hinsicht als erfolgreich zu bezeichnen ist. Auf lokaler Ebene ist das Programm 
umso eher als Lernfeld für eine integrierte Stadtentwicklungspolitik genutzt wer-
den, je mehr der Ansatz des Local Governance“ für die lokale Steuerung insge-
samt akzeptiert und umgesetzt wird.  
 
 



7   Kommunale Armutsprävention 
 
Eine zentrale Schwäche der deutschen Armutspolitik liegt darin, dass bis heute 
keine nationale Gesamtstrategie gegen Armut entwickelt worden ist. Zudem be-
steht keine Klarheit darüber, welche Rolle die verschiedenen Ebenen und Akteu-
re in der Armutsbekämpfung spielen und welchen Beitrag sie leisten sollen. Die-
se Feststellung bezieht sich vor allem auf die Arbeitsteilung zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden; sie gilt aber ebenso für die Rolle der Sozialpartner und 
die Akteure der Zivilgesellschaft. Letztlich wird das föderale Mehrebenensystem 
bis heute mehr dazu genutzt, die Verantwortung den jeweils anderen Ebenen 
und Akteuren zuzuweisen, statt dass es zu gemeinsamen Strategien und Kon-
zepten der Armutsprävention gekommen ist. Angesicht zunehmender Armuts- 
und Ausgrenzungsrisiken auch auf lokaler Ebene können sich die Kommunen 
dem wachsenden Problem- und Handlungsdruck am wenigsten entziehen. Auf-
grund der engen Ressourcenlage sind die Kommunen allerdings darauf ange-
wiesen, dass sie in ihren Anstrengungen durch Bund und Länder unterstützt 
werden. Stattdessen wird jedoch – wie zuvor festgestellt - der Handlungsdruck 
für die Kommunen durch die Konsolidierungs- und Umbaupolitik auf Bundes- und 
Länderebene immer weiter erhöht.   
 
Die Zunahme der materiellen Armut stellt die Kommunen vor eine komplexe 
Herausforderung. Den traditionellen Kernbereich der kommunalen Armutsprä-
vention bildet die kommunale Sozialpolitik im engeren Sinne. Diese beinhaltet 
zum einen die Bereitstellung sozialer Mindestsicherungsleistungen; sie umfasst 
zum anderen die Gewährleistung einer sozialen Infrastruktur von Beratungs- und 
Unterstützungsleistungen für Not- und Bedarfslagen unterschiedlichster Art. Legt 
man ein Verständnis von Armut als Mangel an Teilhabe- und Verwirklichungs-
chancen zugrunde, muss eine kommunale Armutsprävention als Quer-
schnittsaufgabe definiert werden, die einen ressortübergreifenden Ansatz erfor-
dert. Dabei sind nahezu alle kommunalen Fachressorts gefordert, mit eigenen 
Maßnahmen daran mitwirken, dem Auftreten von Armut entgegenzuwirken. Eine 
kommunale Armutsprävention erfordert somit eine kommunale Gesamtstrategie, 
die neben sozialen Mindestsicherungsleistungen Maßnahmen der Arbeitsmarkt-, 
Bildungs-, Jugendhilfe-, Familien-, Gesundheits- und Wohnungspolitik etc. ein-
schließt. Es geht allerdings nicht nur um eine umfassende und aufeinander ab-
gestimmte Palette von Maßnahmen und Leistungen für Menschen in materieller 
Not, auch wenn dies bereits eine enorme Herausforderung für die Kooperations-
bereitschaft und -fähigkeit der verschiedenen Fachressorts der kommunalen 
Verwaltung darstellt. Eine sozial-integrative Gestaltung kommunaler Lebensbe-
dingungen erfordert vielmehr einen Mix aus sowohl lebenslagen- und zielgrup-
penbezogenen als auch sozialraumbezogenen Interventionen. Da Prozessen der 
sozialen und ethnischen Segregation nur mit einem sozialräumlich ausgerichte-
ten Ansatz gegengesteuert werden kann, muss die kommunale Armutspräventi-
on in eine integrierte Stadtentwicklungspolitik eingebettet sein, die auf eine ge-
zielte Förderung von Armutsquartieren setzt.  
 



Die Entwicklung und Umsetzung eines solchen anspruchsvollen Handlungspro-
gramms gegen Armut in der Kommune stellt hohe Anforderungen an die jeweili-
ge Kommune. Drei Elemente sind  in diesem Zusammenhang besonders hervor-
zuheben:  
- Zum einen ist die Weiterentwicklung kommunaler Armutspolitik auf eine Ver-

besserung ihrer Informationsgrundlagen durch den Ausbau von statistischen 
Analyse-, Beobachtungs- und Berichtssystemen auf gesamtstädtischer wie 
auf kleinräumiger Ebene angewiesen.  

- Einen zweiten Reformstrang zu einer zielgenaueren Bearbeitung sozialer 
Problem- und Bedarfslagen bildet die Einführung einer Sozialraumorientie-
rung in der Planung und Hilfegewährung in den Kommunen  

- Eine Armutspolitik auf lokaler Ebene ist schließlich darauf angewiesen, dass 
es gelingt, einen breiten Konsens in Politik und Verwaltung wie zwischen den 
lokalen Akteursgruppen herzustellen. Dies macht es notwendig, dass alle lo-
kalen Akteure in die Programmentwicklung wie in die Steuerung und Koordi-
nierung des lokalen Kampfs gegen Armut einbezogen werden.  

 
Die Zahl der Kommunen, die zur lokalen Armutsprävention beispielhafte Initiati-
ven und Programme entwickelt haben, hat in den letzten Jahren rapide zuge-
nommen. Zumeist wurden die Programme auf der Grundlage entsprechender 
Armuts- oder Sozialberichte erstellt. Dabei haben sich die meisten Kommunen 
auf einzelne Risikogruppen und/oder Lebenslagenbereiche konzentriert. Vor al-
lem zum komplexen Problemfeld der Kinder- und Familienarmut sind viele Kom-
munen aktiv geworden. Vereinzelt ist jedoch auch der Versuch unternommen 
worden, eine Kombination aus lebenslagen- und sozialraumorientiertem Ansatz 
zu verfolgen. Auch hier dienten kleinräumige Analysen der örtlichen Lebensbe-
dingungen als Grundlage für die Auswahl der zu fördernden Quartiere wie für die 
inhaltliche Ausrichtung der Handlungsprogramme.  
 
 
8   Überlebensperspektiven des kommunalen Sozialstaats  
 
Gemäß ihrem sozialstaatlichen Auftrag war und ist die Kommunalpolitik in 
Deutschland traditionell am Leitbild einer sozial durchmischten Stadt ausgerich-
tet. Ziel ist eine Stadtentwicklung des sozialen Ausgleichs, durch die gleichwerti-
ge Lebensbedingungen für alle Bevölkerungsgruppen im gesamten Stadtgebiet 
angestrebt werden. Die sozialräumliche Ungleichheit im Stadtgebiet soll begrenzt 
und angemessene Teilhabe- und Verwirklichungschancen sollen für alle Bevöl-
kerungsgruppen der Stadt hergestellt werden. 
 
Als Folge des wirtschaftlichen und sozialen Wandels sind die Kommunen heute 
mit einer Zunahme sozialstruktureller und sozialräumlicher Polarisierungsprozes-
se konfrontiert. Vor allem dem Problem der materiellen Armut kommt dabei 
wachsende Bedeutung zu. Zugleich haben sich aber auch die Bedingungen für 
das Handeln der Kommunen verändert. Durch den Sozialstaatsumbau auf Bun-
des- und Länderebene hat sich der Stellenwert der Kommunen für eine Politik 



der sozialen Integration und zur Erhaltung der sozialen Kohäsion erhöht. Dem 
Aufgabenzuwachs steht jedoch bis heute keine entsprechende Stärkung der Fi-
nanzkraft der Kommunen gegenüber. Damit stellt sich die Frage, inwieweit die 
Kommunen auch in Zukunft ihrem sozialstaatlichen Auftrag gerecht werden kön-
nen.  
 
Das Leitbild der „Sozialen Stadt“ steht heute in Zeiten erhöhter Anforderungen 
und begrenzter Mittel mehr denn je auf dem Prüfstand. Angesichts der zuneh-
menden Ungleichheit im nationalen Kontext wird es immer schwieriger, am Kon-
zept einer „Stadtentwicklung des sozialen Ausgleichs“ festzuhalten. Auch eine 
„realistische“ Zielorientierung muss sich der Notwendigkeit stellen, den Opfern 
des strukturellen Wandels in den Städten gezielte Unterstützungsmaßnahmen 
bereitzustellen, die je nach Art und Ursachen der drohenden oder bereits einge-
tretenen Armut und Ausgrenzung unterschiedlich ausfallen müssen. Eine kom-
munale Politik gegen soziale Spaltung und Armut erfordert somit kommunale 
Handlungsprogramme, die auf die jeweiligen besonderen Bedarfslagen und Be-
dingungen vor Ort zugeschnitten sind.  
 
Dies bedeutet jedoch keineswegs, dass künftig die nationale Aufgabe der Ar-
mutsbekämpfung noch mehr als bisher auf die Kommunen abgewälzt werden 
darf. Vielmehr sind die Kommunen darauf angewiesen, dass nach wie vor die 
primären nationalen Sicherungssysteme die Hauptlast der sozialen Schutz- und 
Sicherungsfunktion übernehmen. Unabhängig davon bleibt es eine Herausforde-
rung für die lokale Politik, integrierte Strategien zu entwickeln, mit denen der 
Komplexität der lokalen Spaltungs- und Verarmungsprozesse wirksam begegnet 
werden kann. Dies erfordert zum einen die Bereitschaft und die Fähigkeit inner-
halb der kommunalen Verwaltung, ressortübergreifende Konzepte und Pro-
gramme zu entwickeln und umzusetzen. Dies erfordert zum anderen die Bereit-
schaft aller lokalen Akteursgruppen, insbesondere der Vertreter der öffentlichen 
und privaten Wirtschaft wie der Vertreter der Zivilgesellschaft, sich an diesen 
Prozessen zu beteiligen und im Rahmen einer kooperativen Steuerung mitzuwir-
ken. Lokale Leitbilder und Leitziele können hilfreich sein, die notwendigen Inte-
ressenabklärungs- und Konsensbildungsprozesse zu unterstützen. Je schwieri-
ger die örtlichen Bedingungen sind und je härter die notwendigen Verteilungs-
kämpfe ausfallen, umso weniger ist vorhersehbar, ob es überhaupt zum notwen-
digen Konsens kommt und wie weit der erreichte Konsens trägt. Insgesamt kann 
eine Bewährung des „lokalen Sozialstaats“ und ein Überleben der „Sozialen 
Stadt“ unter den gegenwärtigen Bedingungen umso eher gelingen, je mehr bei 
den beteiligten Akteuren ein Bewusstsein dafür vorhanden ist bzw. entsteht, dass 
eine „Soziale Stadtpolitik“ nur als Mehrebenen-Projekt unter Beteiligung aller 
Ebenen und Akteure gelingen kann.  
 
 


